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tOP Steuerberater 2020
Die Kanzlei Epple, Dr. Hörmann & Kolle-
gen (EHK) wurde von der Redaktion des 
Wirtschaftsmagazins FOcUs MONEY in 
der Ausgabe 25/2020 wiederholt als eine 
der führenden großen steuerkanzleien  
in Deutschland ausgezeichnet. in einer 
bundesweiten Umfrage wurden mehr als 
95.000 steuerexperten zu den themen 
Qualifikation, spezialisierung und fach- 
liches Know-how befragt, wobei EHK wie 
in den Vorjahren überzeugen konnte. 

inhalt

FÜR ALLE stEUERPFLicHtiGEN

Steuerinformationen für april 2021
Das Dritte corona-steuerhilfegesetz ist  
in trockenen tüchern. Das Gesetz enthält 
einen Kinderbonus, eine Verlängerung 
des ermäßigten Umsatzsteuersatzes (7 %) 
für Restaurant- und Verpflegungsdienst-
leistungen sowie einen erweiterten Ver- 
lustrücktrag.

Darüber hinaus ist in diesem Monat  
auf folgende Aspekte hinzuweisen: 

Die Finanzministerien von bund und 
Ländern haben sich auf eine steuerliche 
Entlastung für freiwillige Helfer in impf-
zentren festgelegt. Diese können nun  
von der Übungsleiter- oder Ehrenamts-
pauschale profitieren.

Mitte Januar hatte sich die bundeskanz-
lerin mit den Regierungschefs der bun- 
desländer auf eine sofortabschreibung  
be stimmter digitaler Wirtschaftsgüter  

(z.b. computer) verständigt. Die Um set zung 
sollte durch eine untergesetz liche Regelung 
schnell verfügbar gemacht werden. Ob- 
wohl einige bundes länder eine Regelung 
durch ein schreiben des bundesfinanzmi-
nisteriums ablehnten und eine gesetzliche 
Regelung präferierten, ist ein entsprechen-
des schreiben nun veröffentlicht worden.

Existenzgründer müssen einige steuer-
liche Neuerungen beachten. Zu der elek- 
tronischen Übermittlungspflicht des Grün- 
derfragebogens und der ausgesetzten 
Pflicht zur Abgabe monatlicher Umsatz-
steuer-Voranmeldungen hat das bundes-
finanzministerium nun stellung bezogen.

Diese und weitere interessante  
informationen finden sie in der  
Ausgabe für April 2021. 

Viel spaß beim Lesen!

An 
unsere geschätzten Mandanten
und Freunde der Kanzlei

Epple, Dr. Hörmann & Kollegen, StB, rae. Morellstraße 33, 86159 augsburg
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Digitale Wirtschaftsgüter:  
Bundesfinanzministerium regelt die Sofortabschreibung
Mitte Januar hatte sich die bundeskanzlerin 
mit den Regierungschefs der bundesländer 
auf eine sofortabschreibung bestimmter 
digitaler Wirtschaftsgüter (z. b. computer) 
verständigt. Die Umsetzung sollte durch 
eine untergesetzliche Regelung schnell 
 verfügbar gemacht werden. Obwohl einige 
bundesländer (z. b. Hessen und Nieder-
sachsen) eine Regelung durch ein schrei-
ben des bundesfinanzministeriums ab-
lehnten und eine gesetzliche Regelung 
präferierten, ist ein entsprechendes 
 schreiben nun veröffentlicht worden.

Vorbemerkungen

Zunächst hatte das bundesfinanzministe-
rium an die bundesländer ein Entwurfs-
schreiben geschickt. Nach informationen 
von Handelsblatt online waren damit einige 
bundesländer aber nicht einverstanden.  
sie wollten eine Reform, bei der es um  
11,6 Mrd. EUR Entlastung und einen  
größeren Eingriff in Abschreibungsregeln 
geht, gesetzlich regeln. 

Zudem würde die tatsächliche Nutzungs-
dauer eines digitalen Wirtschaftsguts 
vielfach länger sein als ein Jahr. Würde  
die Nutzungsdauer durch ein schreiben  
des bundesfinanzministeriums herabge-
setzt, könnte dies rechtlich angreifbar sein.  

trotz dieser bedenken wurde nun ein 
schreiben veröffentlicht, das im Kern 
folgende Punkte enthält: 

Das Schreiben

Für bestimmte materielle Wirtschafts- 
güter „computerhardware“ und bestimmte 
immaterielle Wirtschaftsgüter „betriebs- 
und Anwendersoftware“ kann (im Gegen-
satz zum Entwurfsschreiben keine 
„Muss-Vorschrift“) eine betriebsgewöhn-
liche Nutzungsdauer von einem Jahr 
zugrunde gelegt werden. 

beachten sie: bislang sind z. b. die An-
schaffungskosten eines computers über 
drei Jahre abzuschreiben, wenn sie mehr 
als 800 EUR (netto) betragen. Legt der 
steuerpflichtige aber nun eine Nutzungs-
dauer von einem Jahr zugrunde, sind die 
Anschaffungs- und Herstellungskosten im 
Jahr der Anschaffung oder Herstellung in 
voller Höhe als betriebsausgaben (gilt  
z. b. für selbstständige und Gewerbe-
treibende) oder Werbungskosten (Arbeit-
nehmer) abziehbar. 

Der begriff „computerhardware“ umfasst  
z. b. computer, Notebook-computer, 
Workstations, Dockingstations, externe 
speicher- und Datenverarbeitungsgeräte 
sowie Peripheriegeräte.

Der begriff „software“ erfasst die betriebs- 
und Anwendersoftware zur Dateneingabe 
und -verarbeitung. Dazu gehören auch die 
nicht technisch physikalischen Anwen-
dungsprogramme eines systems zur 
Datenverarbeitung sowie neben standard-
anwendungen auch auf den individuellen 
Nutzer abgestimmte Anwendungen (z. b. 
ERP-software). 

Das schreiben findet erstmals Anwendung 
in Gewinnermittlungen für Wirtschaftsjahre, 
die nach dem 31.12.2020 enden (also in der 
Regel ab 2021). in diesen Gewinnermitt-
lungen können dann Restbuchwerte von 
entsprechenden Wirtschaftsgütern, die in 
früheren Wirtschaftsjahren angeschafft 
oder hergestellt wurden und bei denen eine 
andere als die einjährige Nutzungsdauer 
zugrunde gelegt wurde, vollständig abge-
schrieben werden.

Quelle: Videoschaltkonferenz der bundes-
kanzlerin mit den Regierungschefinnen und 
Regierungschefs der Länder am 19.1.2021; 
bMF-schreiben vom 26.2.2021, Az. iV c 3 
- s 2190/21/10002 :013, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 220811; Handelsblatt online  
vom 17.2.2021 „streit um Abschreibungen: 
bundesländer blockieren scholz’  
Elf-Milliarden-steuersenkung“

FÜR ALLE stEUERPFLicHtiGEN 

Drittes Corona-Steuerhilfegesetz in trockenen tüchern
Der bundesrat hat dem Dritten corona- 
steuerhilfegesetz am 5.3.2021 zugestimmt. 
Das Gesetz enthält einen Kinderbonus,  
eine Verlängerung des ermäßigten Um- 
satzsteuersatzes  (7 %) für Restaurant-  
und Verpflegungsdienstleistungen sowie 
einen erweiterten Verlustrücktrag.

Kinderbonus:  
Einmalbetrag in Höhe von 150 EUr

Für den Monat Mai 2021 wird das Kinder-
geld um einen Einmalbetrag in Höhe von 
150 EUR erhöht. Kinder, für die im Mai 2021 
kein Anspruch auf Kindergeld besteht, 
werden ebenfalls berücksichtigt, sofern für 
sie in einem anderen Monat des Jahres 
2021 ein Kindergeldanspruch besteht.

Merke: beim Familienleistungsausgleich 
wird im Laufe des Jahres in der Regel 
Kindergeld gezahlt. bei der Veranlagung  
zur Einkommensteuer prüft das Finanzamt 
dann automatisch, ob ein Kinderfreibetrag 
und zusätzlich ein Freibetrag für den  
betreuungs- und Erziehungs- oder Aus-
bildungsbedarf des Kindes abzuziehen  
sind oder ob es beim Kindergeld und dem 
ausgezahlten Kinderbonus verbleibt.

Erweiterter Verlustrücktrag

beim Verlustrücktrag wurden die Höchst-
beträge für Verluste der Veranlagungszeit-
räume 2020 und 2021 erhöht – und zwar bei 
der Einzelveranlagung von 5 Mio. EUR auf 
10 Mio. EUR und bei der Zusammenveran-
lagung von 10 Mio. EUR auf 20 Mio. EUR.

restaurant- und  
Verpflegungsdienstleistungen

Die Abgabe von speisen zum Verzehr an  
Ort und stelle unterliegt grundsätzlich dem 
regulären Umsatzsteuersatz von 19 %. Für 
nach dem 30.6.2020 und vor dem 1.7.2021 
erbrachte Restaurant- und Verpflegungs-
dienstleistungen (Getränke sind ausge-
nommen) erfolgte bereits durch das (Erste) 
corona-steuerhilfegesetz eine Reduzierung 
auf den ermäßigten steuersatz (7 %). Um  
die entsprechenden betriebe auch über den 
30.6.2021 hinaus zu entlasten, wurde die 
Regelung nun bis zum 31.12.2022 verlängert. 

Quelle: Drittes Gesetz zur Umsetzung 
steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur bewäl-
tigung der coronakrise (Drittes corona- 
steuerhilfegesetz), bR-Drs. 188/21 (b)  
vom 5.3.2021

FÜR ALLE stEUERPFLicHtiGEN

Übungsleiter- und  
Ehrenamtspauschale  
für Helfer in Impfzentren
Die Finanzministerien von bund und  
Ländern haben sich auf eine steuerliche  
Entlastung für freiwillige Helfer in  
impfzentren festgelegt. 

Diese können nun von der Übungsleiter- 
oder Ehrenamtspauschale profitieren, 
wonach Vergütungen für bestimmte tätig-
keiten bis zu einem festgelegten betrag 
steuerfrei sind.

Übungsleiterpauschale 

Nach der Abstimmung zwischen bund  
und Ländern gilt für diejenigen, die direkt 
an der impfung beteiligt sind – also in 
Aufklärungsgesprächen oder beim impfen 
selbst – die Übungsleiterpauschale. Diese 
Regelung gilt für Einkünfte in den Jahren 
2020 und 2021. 

beachten sie: Die Übungsleiterpauschale 
lag 2020 bei 2.400 EUR und wurde mit 
Wirkung ab 2021 auf 3.000 EUR jährlich 
erhöht.

[Fortsetzung auf seite 3]



E-H-K Rundschreiben 04 / 2021 3

FÜR KAPitALANLEGER

Meinungsstreit beim FG Niedersachsen zum  
Zufluss von Bonuszinsen bei einem Bausparvertrag
Zinsen aus einem bausparvertrag sind 
zugeflossen, wenn sie dem bauspargutha-
ben zugeschlagen worden sind. Der Aus-
weis der Zinsen auf einem (zu informa-
tionszwecken geführten) bonuskonto stellt 
keinen Zuschlag der Zinsen zu dem bau-
sparkonto dar. Mit dieser Entscheidung  
hat der 4. senat des Finanzgerichts Nieder-
sachsen der anderslautenden sichtweise 
des 10. senats aus 2003 widersprochen.

im streitfall war in den Allgemeinen be-
dingungen für bausparverträge u. a. aufge-
führt, dass der bonus bei der „Auszahlung 
des gesamten bausparguthabens fällig und 
… dem bausparkonto zu diesem Zeitpunkt 
gutgeschrieben“ wird. Der bausparer konn- 
te danach über den bonus nur in Verbin-
dung mit dem bausparguthaben verfügen. 

Ein früherer Zufluss wurde auch nicht 
dadurch bewirkt, dass die bonuszinsen  
bei der bausparkasse jährlich auf einem 
bonuskonto vermerkt wurden. Ein Zufluss 
wird von der Rechtsprechung zwar auch 
dann angenommen, wenn eine Gutschrift  
in den büchern des Verpflichteten zum 
Ausdruck bringt, dass der betrag dem 
berechtigten von nun an zur Verwendung 
zur Verfügung steht. 

Doch dies war hier nicht der Fall. Denn  
ein Anspruch auf die bonuszinsen konnte 

frühestens mit der Zuteilungsreife des 
bausparvertrags entstehen, die insbesonde-
re eine Mindestsparzeit seit dem Vertrags-
abschluss, ein Mindestsparguthaben und 
den Verzicht auf das bauspardarlehen 
erforderte. im streitfall waren die Mindest-
sparzeit und das Mindestsparguthaben  
zwar erreicht. Es fehlte aber an dem für den 
Anspruch auf den bonuszins erforderlichen 
definitiven Verzicht des steuerpflichtigen  
auf die Auszahlung des bauspardarlehens.

Der 10. senat des Finanzgerichts Nieder-
sachsen hatte in 2003 anders entschieden. 
Danach fließt der jährlich einem besonde-
ren bonuskonto zugeschriebene Zinsbonus 
bereits in dem Kalenderjahr zu, für das er 
gewährt wird. Zur sicherung einer einheit-
lichen Rechtsprechung wurde die Revision 
zugelassen, die inzwischen beim bundes-
finanzhof anhängig ist. Dieser wird sich  
u. a. auch damit beschäftigen müssen,  
ob es für den Zuflusszeitpunkt darauf 
ankommt, ob der steuerpflichtige die 
inanspruchnahme eines bauspardarlehens 
von vornherein nicht angestrebt hatte.

Quelle: FG Niedersachsen, Urteil vom 
3.6.2020, Az. 4 K 242/18, Rev. bFH  
Az. Viii R 18/20, unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 219168; FG Niedersachsen,  
Urteil vom 17.7.2003, Az. 10 K 305/98

FÜR UNtERNEHMER

aussetzung für  
Insolvenz anträge und  
Fristverlängerung  
für die Steuererklärung
Der bundesrat hat einer weiteren Aus-
setzung der insolvenzantragspflicht bis  
zum 30.4.2021 zugestimmt. 

sie gilt für Unternehmen, die Leistungen 
aus den staatlichen Hilfsprogrammen zur 
Abmilderung der wirtschaftlichen Folgen 
der cOViD-19-Pandemie erwarten können. 
Voraussetzung ist grundsätzlich, dass die 
Anträge im Zeitraum vom 1.11.2020 bis  
zum 28.2.2021 gestellt wurden.

soweit von November bis Ende Februar  
aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen 
keine Anträge gestellt werden konnten,  
wird die insolvenzantragspflicht auch für 
solche Unternehmen ausgesetzt, die nach 
den bedingungen des Programms in den 
Kreis der Antragsberechtigten fallen. 

Ausgenommen sind solche Fälle, in denen 
offensichtlich keine Aussicht auf die Ge-
währung der Hilfe besteht oder in denen  
die Auszahlung nichts an der insolvenz- 
reife ändern könnte.

Auch der Anfechtungsschutz für pandemie-
bedingte stundungen wurde verlängert:  
Die bis Ende März 2022 geleisteten Zah-
lungen auf Forderungen aufgrund von 
stundungen, die bis zum 28.2.2021 ge- 
währt worden sind, gelten damit als nicht 
gläubigerbenachteiligend. Voraussetzung: 
Gegenüber dem schuldner wurde bis zum 
Ablauf des 18.2.2021 kein insolvenzver-
fahren eröffnet.

Steuererklärungen 2019 

Die Frist zur Abgabe der steuererklärun- 
gen für 2019 durch steuerberater wurde 
verlängert: Die Frist endet am 31.8.2021  
– und nicht wie sonst üblich bereits  
Ende Februar. 

Parallel wurde auch die Karenzzeit zur 
Verschonung von Verzugszinsen auf  
steuerschulden um sechs Monate aus- 
geweitet. somit beginnt der Zinslauf für  
den besteuerungszeitraum 2019 am 
1.10.2021.

FÜR KAPitALANLEGER

Steuerliche Behandlung von Negativzinsen
in einem aktuellen schreiben nimmt das 
bundesfinanzministerium zu Einzelfragen 
bei der Abgeltungsteuer stellung. interes-
sant sind hierbei vor allem die Ausführun-
gen zu negativen Einlagezinsen, die steuer-
lich grundsätzlich unbeachtlich sind.

behält ein Kreditinstitut negative Einlage-
zinsen für die Überlassung von Kapital  
ein, stellen die negativen Einlagezinsen 
keine Zinsen im sinne des § 20 Abs. 1  
Nr. 7 Einkommensteuergesetz dar.  
Wirtschaftlich gesehen handelt es sich 
vielmehr um eine Art Verwahr- und Ein-
lagegebühr, die bei den Einkünften aus 
Kapitalvermögen als Werbungskosten  

vom sparer-Pauschbetrag (801 EUR bei 
Einzel- und 1.602 EUR bei Zusammen-
veranlagung) erfasst sind.

Handelt es sich jedoch um Anlageprodukte 
mit gestaffelten Zinskomponenten (staffel-
zinsen), ist die Gesamtverzinsung im Zeit-
punkt des Zuflusses zu betrachten. Die 
Folge: bei einer insgesamt positiven Ver-
zinsung dürfen die Negativzinsen bei sol-
chen Anlageprodukten mit den positiven 
Zinsen steuersparend saldiert werden.

Quelle: bMF-schreiben vom 19.2.2021, Az. 
iV c 1 - s 2252/19/10003:007, Randnummer 
129a, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 220719

[Fortsetzung von seite 2]

Ehrenamtspauschale 

Wer sich in der Verwaltung und der Orga-
nisation von impfzentren engagiert, kann  
die Ehrenamtspauschale (720 EUR in 2020 
und 840 EUR ab 2021) in Anspruch nehmen.

Voraussetzungen 

Die Übungsleiter- und die Ehrenamtspau-
schale werden nur bei Vergütungen aus 

nebenberuflichen tätigkeiten gewährt.  
Dies ist in der Regel der Fall, wenn sie im 
Jahr nicht mehr als ein Drittel der Arbeits-
zeit einer vergleichbaren Vollzeitstelle in 
Anspruch nehmen. Dabei können auch 
solche Helfer nebenberuflich tätig sein,  
die keinen Hauptberuf ausüben, also z. b. 
studenten oder Rentner. 

Zudem muss es sich beim Arbeitgeber  
oder Auftraggeber um eine gemeinnützige 
Einrichtung oder eine juristische Person  

des öffentlichen Rechts (z. b. bund, Länder, 
Gemeinden) handeln.

Merke: Die Übungsleiterpauschale und  
die Ehrenamtspauschale sind Jahresbe-
träge, die einmal pro Kalenderjahr gewährt 
werden. bei verschiedenen begünstigten 
tätigkeiten werden die Einnahmen zu-
sammengerechnet.

Quelle: FinMin baden-Württemberg, Mittei-
lung vom 15.2.2021, „impfzentren: steuerliche 
Erleichterungen für Freiwillige beschlossen“

[Fortsetzung auf seite 4]
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Neuerungen im Steuerrecht für Existenzgründer 
Durch das Dritte bürokratieentlastungs-
gesetz vom 22.11.2019 gelten für Existenz-
gründer einige steuerliche Neuerungen. 

Zu der elektronischen Übermittlungs- 
pflicht des Gründerfragebogens und der 
ausgesetzten Pflicht zur Abgabe monat-
licher Umsatzsteuer-Voranmeldungen  
hat das bundesfinanzministerium nun 
stellung bezogen.

steuerpflichtige müssen dem Finanzamt 
innerhalb eines Monats nach Eröffnung 
eines land- und forstwirtschaftlichen oder 
gewerblichen betriebs oder der Aufnahme 
einer freiberuflichen tätigkeit Auskünfte 
über die für die besteuerung erheblichen 
rechtlichen und tatsächlichen Verhält- 
nisse erteilen. 

Ab dem 1.1.2021 sind – sofern die Aus-
kunftserteilung nicht wegen eines Härte-
falls nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck zugelassen wurde – folgende 
Fragebögen (unter: www.elster.de)  
elektronisch zu übermitteln:

·  Aufnahme einer gewerblichen, selbst-
ständigen (freiberuflichen) oder land-  
und forstwirtschaftlichen tätigkeit  
(Einzelunternehmen),

·  Gründung einer Personengesell-
schaft/-gemeinschaft,

·  Gründung einer Kapitalgesellschaft  
bzw. Genossenschaft.

Umsatzsteuer-Voranmeldungen 

Für Neugründer wurde die generelle 
Pflicht zur monatlichen Abgabe der  
Umsatzsteuer-Voranmeldung für die 
besteuerungszeiträume 2021 bis 2026 
ausgesetzt. in Neugründungsfällen  
ab 2021 ist wie folgt zu unterscheiden: 

im Gründungsjahr ist die voraussicht- 
liche steuer dieses Jahres zu schätzen. 
beträgt sie mehr als 7.500 EUR, sind 
Voranmeldungen monatlich zu über- 
mitteln, anderenfalls gilt die Quartals-
abgabe. 

im Folgejahr ist die tatsächliche steuer 
des Vorjahrs in eine Jahressteuer um-
zurechnen. 

Für die Abgabe der Voranmeldungen 
(monatlich oder quartalsweise) gilt  
dann erneut die Grenze von 7.500 EUR. 

Quelle: bMF-schreiben vom 4.12.2020,  
Az. iV A 5 - O 1561/19/10003 :001,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 220309; 
bMF-schreiben vom 16.12.2020,  
Az. iii c 3 - s 7346/20/10001 :002,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 220308

FÜR UNtERNEHMER

Pauschbeträge für Sachentnahmen 2021
Das bundesfinanzministerium hat die 
Pauschbeträge für sachentnahmen  
(Eigenverbrauch) 2021 veröffentlicht.

Die Pauschbeträge beruhen auf Erfah-
rungswerten und bieten dem steuerpflich-
tigen die Möglichkeit, Warenentnahmen 
monatlich pauschal zu verbuchen. sie 
entbinden ihn damit von der Aufzeichnung 
vieler Einzelentnahmen.

Da diese Regelung der Vereinfachung 
dienen soll, sind Zu- oder Abschläge  
wegen individueller Ess- oder trinkge-
wohnheiten nicht zulässig. selbst Krank-
heit oder Urlaub rechtfertigen keine  
abweichende Handhabung. 

beachten sie: Werden betriebe jedoch 
nachweislich wegen einer landesrecht-
lichen Verordnung, einer kommunalen 

Allgemeinverfügung oder einer behörd-
lichen Anweisung vollständig wegen der 
coronapandemie geschlossen, kann in 
diesen Fällen ein zeitanteiliger Ansatz  
der Pauschbeträge erfolgen.

Das bundesfinanzministerium weist  
darauf hin, dass es sich um pauschale 
Halbjahreswerte für eine Person handelt. 

Für Kinder bis zum vollendeten 2. Lebens-
jahr entfällt der Ansatz eines Pauschbe-
trags. bis zum vollendeten 12. Lebensjahr 
ist die Hälfte des jeweiligen Werts anzu-
setzen. 

Quelle: bMF-schreiben vom 11.2.2021,  
Az. iV A 8 - s 1547/19/10001 :002;  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 220723

FÜR ARbEitGEbER

Verbilligte Wohnraum- 
überlassung ist nun auch  
sozialversicherungsfrei 
Die verbilligte Überlassung von Woh-
nungen an Arbeitnehmer kann seit dem 
1.1.2020 lohnsteuerfrei sein. Durch eine 
Anpassung des § 2 Abs. 4 s. 1 der sozial-
versicherungsentgeltverordnung (svEV)  
ist eine derartige Überlassung ab dem 
1.1.2021 nun auch beitragsfrei in der 
sozialversicherung.

Mit dem bewertungsabschlag in § 8  
Abs. 2 s. 12 Einkommensteuergesetz 
unterbleibt seit dem 1.1.2020 der Ansatz 
eines sachbezugs für eine dem Arbeit-
nehmer vom Arbeitgeber zu eigenen 
Wohnzwecken überlassene Wohnung, 
soweit 

·  das vom Arbeitnehmer gezahlte Ent- 
gelt mindestens zwei Drittel des orts-
üblichen Mietwerts und 

·  dieser nicht mehr als 25 EUR je Quadrat-
meter ohne umlagefähige Kosten im 
sinne der Verordnung über die Auf-
stellung von betriebskosten beträgt.

Da es an einer entsprechenden Regelung 
in der svEV bislang fehlte, blieb der geld-
werte Vorteil aber in der sozialversiche-
rung beitragspflichtig. 

Mit Wirkung ab 1.1.2021 wurde das bei-
tragsrecht nun an das steuerrecht an-
gepasst: „Für eine als sachbezug zur 
Verfügung gestellte Wohnung ist als Wert 
der ortsübliche Mietpreis unter berück-
sichtigung der sich aus der Lage der 
Wohnung zum betrieb ergebenden  
be einträchtigungen sowie unter ent-
sprechender Anwendung des § 8 Abs. 2  
s. 12 des Einkommensteuergesetzes 
anzusetzen.“

Quelle: Verordnung zur Änderung der 
sozialversicherungsentgeltverordnung  
und der Unfallversicherungsobergrenzen-
verordnung, bGbl i 2020, s. 2933,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 220617

FÜR ARbEitNEHMER

ratgeber für  
Lohnsteuerzahler 2021
Die obersten Finanzbehörden der  
Länder haben einen kleinen Ratgeber  
für Lohnsteuerzahler veröffentlicht,  
der informationen und tipps zur Lohn-
steuer 2021 enthält. 

Der Ratgeber kann unter www.iww.de/s10 
heruntergeladen werden.

[Fortsetzung von seite 3]

Quelle: Gesetz zur Verlängerung der Aus-
setzung der insolvenzantragspflicht und 
des Anfechtungsschutzes für pandemie-
bedingte stundungen sowie zur Verlänge-
rung der steuererklärungsfrist in berate-

 
 

nen Fällen und der zinsfreien Karenzzeit 
für den Veranlagungszeitraum 2019,  
bGbl i 2021, s. 237; bundesrat Kompakt, 
ausgewählte tagesordnungspunkte  
der 1.000. sitzung am 12.2.2021, tOP 3
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ARbEitsREcHt

Corona-Pandemie: Kein „Freifahrtschein“  
für betriebsbedingte Kündigungen
Das Arbeitsgericht (ArbG) berlin hat  
aktuell in mehreren Entscheidungen fest- 
gestellt: Der bloße Hinweis auf die corona-
Pan demie oder einen Umsatz rückgang 
aufgrund der Pandemie genügt nicht,  
um eine betriebsbedingte Kündigung zu 
recht fertigen. 

in einer Entscheidung vom 5.11.20 stellte 
das ArbG fest, dass der Arbeitgeber anhand 
seiner Auftrags- und Personalplanung im 
Einzelnen darstellen muss, warum nicht 
nur eine kurzfristige Auftragsschwankung 
vorliegt, sondern ein dauerhafter Auftrags-
rückgang zu erwarten ist.

beachten sie: Wird im betrieb Kurzarbeit 
geleistet, spricht dies gegen einen dauer-
haft gesunkenen beschäftigungsbedarf.

in mehreren Entscheidungen vom 25.8.20 
sagte das ArbG: Die Erklärung, es habe 
einen starken Umsatzrückgang gegeben 
und man habe nicht anders auf denselben 
reagieren können, als eine Anzahl von 
Kündigungen auszusprechen, sei keine 

ausreichende begründung zur Recht- 
fertigung einer betriebsbedingten Kün-
digung.

schließlich stellte das ArbG am 10.8.20  
in einem anderen Verfahren fest: Auch 
wenn kein allgemeiner Anspruch auf eine 
tätigkeit im Home-Office bestehe, könne 
die mögliche Arbeit von zu Hause aus bei 
vorhandenen technischen Voraussetzun-
gen einer Änderungskündigung zur Zu-
weisung eines anderen Arbeitsorts ent-
gegenstehen. Die stärkere Verbreitung  
des Arbeitens im Home-Office aufgrund 
der Pandemie zeige, dass Arbeiten von  
zu Hause aus möglich sei.

Gegen diese Entscheidung wurde  
berufung beim LAG berlin-brandenburg 
eingelegt.

Quelle: ArbG berlin, Urteile vom 5.11.2020, 
38 ca 4569/20; 25.8.2020, 34 ca 6664/20,  
34 ca 6667/20, 34 ca 6668/20; 10.8.2020,  
19 ca 13189/19, PM Nr. 34/20 vom 
18.12.2020

ARbEitsREcHt

Unterlassungsansprüche: 
Falsches Darstellen  
von Kündigungsvorwürfen  
in der Öffentlichkeit
Wird der gegenüber dem Arbeitnehmer 
erhobene Kündigungsvorwurf in der 
betriebsöffentlichkeit grob übertrieben  
und inhaltlich falsch dargestellt, kann  
der Arbeitnehmer die Unterlassung genau 
dieser Äußerung in der betriebsöffent-
lichkeit verlangen.

Hierauf wies das Landesarbeitsgericht 
(LAG) Düsseldorf hin. 

im betreffenden Fall hatte der Arbeit- 
geber anderen Arbeitnehmern gege- 
nüber behauptet, der Kläger habe alle 
Kunden daten in seiner Filiale gefälscht. 
tat sächlich sah der Kündigungsvorwurf 
aber lediglich vor, dass von 10.000 Kunden-
daten „nur“ 107 gefälscht seien.

Quelle: LAG Düsseldorf, Urteil vom 
7.10.2020, 12 saGa 15/20,  
Abruf-Nr. 219992 unter www.iww.de

FAMiLiEN- UND ERbREcHt

Ehescheidung:  
Nicht immer können Schwiegereltern Schenkungen zurückfordern
Mit einer zurückverlangten schenkung  
hat sich das Oberlandesgericht (OLG) 
Oldenburg befasst. 

Kann eine schwiegermutter von einem 
„Wegfall der Geschäftsgrund lage“ aus-
gehen, wenn die Ehe scheitert, und darauf-
hin ihren ehemaligen schwiegersohn zur 
Kasse bitten?

Das war der Sachverhalt

Die Klägerin, die schwiegermutter des 
Ehemanns, verlangte von diesem 37.600 
Euro zurück. sie argumentierte, es liege  
ein sogenannter „Wegfall der Geschäfts-
grundlage“ vor: Der Grund für die schen-
kung sei die Förderung der Ehe zwischen 
ihrer tochter und dem Ehemann gewesen. 

ihre Erwartung, dass die Ehe bestand 
haben werde, habe sich nicht erfüllt. sie 
könne daher den Wert der schenkung 
abzüglich eines Abschlags für die Zeit,  
die die Ehe noch bestanden habe, heraus-
verlangen.

Der Ehemann wies den Anspruch zurück.  
Er trug vor, die Klägerin habe die Wohnung 
ohnehin nicht mehr haben wollen, weil sie 
sich mit den Mietern gestritten habe und 
Renovierungsarbeiten angestanden hätten. 
Er und seine  ehemalige Frau hätten viel 
Geld in die Wohnung gesteckt. 

Schenkung:  
Keine Gegenleistung erforderlich

Das OLG Oldenburg bestätigte die Auf-
fassung des Amtsgerichts (AG) Osnabrück, 
nach der kein sogenannter „Wegfall  
der Geschäftsgrundlage“ vorliege und  
der Ehemann daher keine Rückzahlung  
schulde.

Es habe sich um eine schenkung gehan- 
delt, deren Rechtsnatur es nun einmal  
sei, dass keine Gegenleistung geschuldet 
sei und dass sie grundsätzlich nur bei einer 
schweren Verfehlung des beschenkten 
gegen den schenker zurückgefordert 
werden könne.

beachten sie: Etwas anderes könne bei  
der Übertragung einer immobilie an das 
Kind und schwiegerkind als Familienheim 
gelten. in einem solchen Fall einer zur 
selbst nutzung geschenkten immobilie 
bestehe ein direkter Zusammenhang mit 
der Fortsetzung der ehelichen Lebens-
gemeinschaft, sodass unter Umständen 
beim scheitern der Ehe eine Rückfor- 
derung in Frage komme.

Begründung  
des Oberlandesgerichts

Hier sei aber die immobilie als Rendite-
objekt geschenkt und genutzt worden. 

Die Klägerin habe daher nicht damit 
 rechnen können, dass die immobilie lang-
fristig für die Lebens- und beziehungs-
gestaltung der Ehegatten genutzt werde.

Hinzu komme, dass Motiv für die schen-
kung nicht nur die Ehe der tochter,  
sondern auch das Ersparen weiteren 
Ärgers mit den Mietern und der Reno-
vierungsaufwendungen gewesen sei. 

Es könne daher nicht festgestellt werden, 
dass allein der Fortbestand der Ehe die 
Geschäftsgrundlage für die Übertragung 
gewesen sei. Eine Rückforderung komme 
daher nicht in betracht.

Quelle: OLG Oldenburg, beschluss  
vom 14.10.2020, 11 UF 100/20,  
PM Nr. 3/21 vom 26.1.2021
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Steuertermine , Beiträge Sozialversicherung, Verbraucherpreisindex im Mai 2021

steuertermine 

Fälligkeit:  
Ust, Lst = 10.05.2021     
Gewst, Grundst = 17.05.2021

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):  
Ust, Lst = 14.5.2021       
Gewst, Grundst = 20.5.2021

Scheckzahlungen:  
bei scheckzahlung muss der scheck dem Finanzamt  
spätestens drei tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

beiträge sozialversicherung Fälligkeit beiträge 05/2021 = 27.05.2021

Verbraucherpreisindex (bRD) 
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

2/20 7/20 10/20 2/21
+ 1,7 % 0,0 % – 0,5 % + 1,6 %

WiRtscHAFts- UND GEsELLscHAFtsREcHt

E-Mobilität:  
Bald mehr Ladesäulen für E-Fahrzeuge möglich
in Gebäuden müssen künftig mehr Lade- 
säulen vorgesehen bzw. geplant werden. 

so ist es geregelt im „Gesetz zum Auf- 
bau einer gebäudeintegrierten Lade-  
und Leitungsinfrastruktur für die Elektro-
mobilität“ (GEiG), das der bundesrat am 
5.3.2021 gebilligt hat.

Das Gesetz will den Ausbau von Lade-
infrastruktur für Elektromobilität in  
Gebäuden beschleunigen. Wer ein neues 
Wohn gebäude mit mehr als fünf Pkw- 
stellplätzen plant, muss deshalb künftig  
die Leitungsinfrastruktur berücksichtigen. 
bei neuen Nicht-Wohngebäuden gilt die 
Pflicht ab mehr als sechs stellplätzen,  
dann muss mindestens jeder dritte stell-
platz mit Leitungsinfrastruktur ausge- 

stattet und zusätzlich ein Ladepunkt er-
richtet werden. Möglich sind auch Quar-
tierslösungen, d. h. Vereinbarungen von 
bauherren oder immobilieneigentümern, 
deren Gebäude in räumlichem Zusammen-
hang stehen, über eine gemeinsame Er-
füllung bestimmter Anforderungen aus  
dem Gesetz. 

Das Gesetz gilt nicht für Gewerbeimmo - 
bi lien kleiner und mittlerer Unternehmen,  
die weitgehend selbst genutzt werden. 

Wer gegen das Gesetz verstößt, muss  
mit bußgeldern rechnen.

Quelle: bundesrat Kompakt vom 5.3.2021, 
abrufbar unterwww.iww.de/s4748


